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Das deutsche Messeproblem
Der Verlauf - er diesjährigen Leipziger Frühjahrsmesse

hat aufs noue den Beweis erbracht , daß gegenüber dieser um¬
fassenden Messe von internationaler Bedeutung alle anderen
Messeveranstaltungen deutscher Städte mehr und mehr i» den
Hintergrund gedrängt wenden. Man zählte diesmal auf der
Leipziger Messe nicht weniger als 23 000 bis 25000 auslän¬
dische Besucher, « ine Rekordziffer auch für Leipzig, die beweist,
daß diese Messe auf die ausländischen Einkäufer eine noch
inuner steigende Anziehungskraft ausübt . Es liegt durchaus
im Interesse der deutschen Exportindustrie , daß diese Messe -
Konzentration in Leipzig möglichst weitgehend durchgeführt
wird, denn bei einer Zersplitterung der Messen würden die
ausländischen Besucher in weit geringerer Anzahl als heute zu
einer Reise nach Deutschland sich entschließen. Eine Neuord¬
nung des deutschen Messewesens, wie sie gegenwärtig geplant
wird, muß daher auf dem Grundgedanken beruhen , die Leip¬
ziger Messe immer mehr zu einer wettbewerbslosen interna¬
tionalen Kaufveranstaltung auszubauen . Soweit man neben
der Leipziger andere Messen zulassen will, müssen sie einen
besonderen Charakter tragen und durch diesen ihre Sonder -
extstenz rechtfertigen können.

In einer vom Ausstellungs - und Messeamt der deutschen
Industrie verfaßten Denkschrift wird mit Recht der Grund¬
satz ausgestellt, daß der deutschen Wirtschaft selbst die Entschei¬
dung überlassen werden müsse , wo und -wann und wie sie an
Ausstellungen und Messen als Aussteller teilnohmen will. In
praktischer Hinsicht wird der Vorschlag gemacht, daß neben
Leipzig nur solche Messen zugelassen werden , die entweder
von vornherein als regionale Messen (Grenzmessen ) anzusehen
sind oder die für bestimmte typische Spezialveranstaltungen
oder Spezialbvanchen eine besondere Bedeutung haben. Aus¬
gehend von dem Grundsatz also , daß neben Leipzig weder eine
weitere zentrale , noch eine weitere internationale , noch eine
weitere technische Messe für die deutsche Wirtschaft tragbar
sei, wird gefordert , daß die neben der Leipzig « in Zukunft
noch zu veranstaltenden Messen entweder Spezialmesse » für
besondere Branchen oder aber Spezialmessen für besondere
Landesbeile mit selbständiger wirtschaftlicher Bedeutung sein
sollen.

Das pben erwähnte Ausstellungs - und Messeamt der deut¬
schen Industrie hat kürzlich in seiner Broschüre interessante
zahlenmäßige Ergebnisse der «deutschen Messen und Ausstellun¬
gen, die in den Jahren 1925 und 1926 veranstaltet worden
sind, zur Erörterung .gestellt. Es wird hier zwar nicht von
vornherein der Standpunkt vertreten , daß ein« statistische Er¬
fassung der '

wirtschaftlichen Erfolge voll Messeil und Ausstel¬
lungen vollkommen unntöglich sei, wie es von anderer . Seite
vielfach behauptet worden ist . Aber es wird andererseits zu¬
gegeben, daß die Messestatistik allein ausschlaggebende Bedeu¬
tung nicht haben kann. Zweifellos jedoch lassen sich trotzdem
aus den statistischen Zahlen sehr interessante und lehrreiche
Folgerungen ziehen.

Vergleicht man zunächst die Beteiligung der Aussteller an
den Messen des Jahres 1926 mit denen des Jahres 1925 , so
zeigt sich, daß die Ausstellerzahl von rund 21000 auf rund
18000 zurückgegangen ist Der Rückgang der Ausstellerzahl
beträgt also über 8000 oder etwa 39 Prozent .

Betrachtet man mm weiter die Ausstellrrzahl in den ein¬
zelnen Jndustrieyruppen , so zeigt sich, daß die Leipziger Tech¬
nische Messe allein fast 80 Prozent der Aussteller aller techni¬
schen Messen Deutschlands umfaßt . Allch die Balrbranche , die
Bürobedarfsbranche , di« GlaSindltstrie , die Keramik und di«
Papierwarenindustrie haben sich fast vollkommen auf Leipzig
konzentriert . In der chem. Industrie zog die Leipziger Messe
fast 83 Prozent , in der Schuh - und Lederwarenindustrie 70
Prozent , in der Holzwaren - und Möbelindustrie ebenfalls70 Prozent und in der Textilwarenindustri « 50 bis 60 Prozentaller Aussteller auf deutschen Messen an sich In allen Haupt -
branchon ergibt sich also «in erhebliches Obergewicht der Leip.
ziger Messe .

Die große allgemein« und international « Bedeutlmg der
Leipziger Messe wird am besten illustriert , wenn man die
Aussteller gruppiert in solche, die an dem Messeplatz selbst
oder im 100 Kilometer -Umkreis ansässig sind und in solche,die von weither nach dem Büesseplatz gekommen sind . Es er -
gibt sich dann , «daß auS dem Nkesseptatz und dem 100 Kilome¬
ter -Umkreis stammten : bei der Breslauer Messe 48,7 Proz .,bei der Königsberger Messe 20.3 Proz ., bei der Kölner Messe
55,6 Proz . , lei der Frankfurter Messe 43,7 Proz ., bei der Leip-
- izer Messe .dagegen nur 35 Prozent aller Aussteller. Siehtman also von .der Königsberger Messe ab , die als überregio¬naler Außenposten im Osten ein« besondere Bedeutung hat ,fr ist der Anteil der Aussteller , die außerhalb der 108 Kilome-
tec-Zoiw wohnen, in Leipzig weitaus am größten , denn er 1* .

trägt 66 Prozent . Noch klarer tritt die Überlegenheit Leip¬
zigs in die Erscheinung, wenn man nicht die prozentualen ,
sondern die absoluten Zahlen betrachtet. Dann ergibt sich
nämlich, daß in Köln 809, in Frankfurt 446 and in BreSlau
236 Aussteller vorhanden waren , die außerhalb der 100 Kilo¬
meter -Zone des MesseorteS wohnten , in Leipzig dagegen
6790 . Der Unterschiedspringt so klar im die Augon, daß man
dem nichts hinzuzufügen braucht. Die Entwicklung geht offen¬
bar ganz von selbst dahin, daß das deutsche Messewesen sich im
allgemeinen in Leipzig konzentriert und daß daneben , abge¬
sehen von den Spezialmessen für bestimmte Branchen , nur
die Grenzmefsen, wie zu B . die in Königsberg , Breslau , Köln
und auch Frankfurt a . M ., al » solche eine begrenzte Bedeutung
haben . KL .

Die Kräfteverteilung im cbinesiscben
Würgerkrieg

Über die .Stärke der einzelnen chinesische»! Armeen gehen— wie «in Bericht aus Peking ausführt — die Schätzungenweit auseinander . Wenn angenommen wird, daß Wh in
China insgesamt anderthalb Millionen Man « unter Waffenbefinden, so dürfte diese Ziffer zu hoch gegriffen sein, ob-
»vohl sie für ein Land mit 400 Millionen Bevölkerung geringist, denn es kämen auf das Tausend keine 40 Mann Militär .Die Angaben, wonach die Nationalarmee allein über eineMillion Dtann verfügen soll, während aus der gegnerischenSeite mindestens ebenso viele Truppen ständen, müssen mit
Vorsicht ausgenommen werden.

Rach unparteiischen und ziemlich verläßliche« Schätzungenkann angenommen werden, daß die Rationalarmee (Kuomin -
schün ) in der Provinz Hupeh, in der Gegend von Hankaumit 60000 Mann am stärksten ist, da sie hier sowohl die
Truppen Wu Pei -fus und die der Landberuhigungsarmee
(Ankuochün ) unter Tschang Tso - lin und Tschang Tschuna-
Tschang, sich gegenüberstehen hat . Östlich davon in Kiangst,mit dem Zentrum Nanchang, dürften sich 26 000 Mann be¬finden und noch weiter nach dem Osten in der Provinz Tsche -kiang gegen Schanghai zu kann man mit 40 000 Nkann
rechnen, so daß die Sübarmee insgesamt 125 888 Mann ein¬
gesetzt hätte .

Demgegenüber standen 40—60 000 in der Gegend vonSchanghai, die früher unter dem Befehl von Sun Tschuan-
fang waren , nach dessen Niederlage sie zumteil durch Trup -pen des Schantunger Militärmachthabers Tschang Tschung-
Tschang erseht werden mußten . Dieser selbst soll über100 000 Mann verfügen, die das Gebiet zwischen Nanking imSüden und Tsinanfu im Norden halten sollen. Daran schlie¬ßen sich westlich in der Provinz Tschihli die FormationenTschang Tso-lins mit 60 000 Mann , die an der von Pekingnach Hankau führenden Bahn aufgestellt sind .

Zwischen allen diesen Kampfeinheiten des Nordens unddes Südens steht in der Provinz Honan die Armee Wu Pei -fuS mit etwa 60 000 Mann , die außerdem von Westen herdurch 50 000 Mann des christlichen Generals Feng , der sich inder Provinz Shensi befindet, bedroht werden . Feng hat sichfür die Nationalarmee erklärt , und Wu Pei -fu hctt demzu¬folge einen Angriff von 4 Seiten zu befürchten, falls er sichnicht schließlich für die eine oder andere Partei erklärensollte.
Im Norden, in der Provinz Suihuan , stehen außerdemnoch 10 000 Mann Fengs einigen 25 000 Mann Tschang Tso-lins am Nankaupaß gegenüber, da Tschang dort die Straßenach Peking sichern muß. weil er sonst von seinen rückwär¬tigen » erbindungen nach der Mandschurei abgeschnittenwerden könnte. Seine in der Mandschurei stehenden Trup¬pen können für die Kämpfe nicht in Betracht kommen, da ersie im Süden nicht verwenden darf , denn die innere Lagein der Mandschurei ist durchaus nicht sicher.Somit ständen noch nicht kinmal eine halbe Million Trutz-tzen auf dem Schauplatze der gegenwärtigen Kämpfe , ineinem Gebiete, das etwa dvppelt s, grvß ist wie Deutschland .Im allgemeinen wird das chinesische Militär als ein Mit -telding zwischen Banditen und Soldaten bezeichnet, was inhöherem Maße auf die Armeen des Norden » zutrifft , unterdenen die Schantunger Soldateska den schlechtesten Ruf ge¬nießt . Die Manneszucht der Südarmee wird dagegen ge¬rühmt . General Feng hat ebenfalls alle üblen Elemente ausseinem Heere entfernt . Verschieden wie der Wert derTruppen ist auch ihre AnSrüstnng. Man sieht Soldatenmit dem .Stahlhelm auf dem Kopfe und Sttwhsandalen anden Füßen , und neben dem neuzeitlichen Gewehr werdennoch vielfach die bekannten Papievschirme und Fächer vonden Mannschaften mitgesührt, was bei einer Kriegs -truppe begreiflicherweise einen etwa» komischen Eindruck er-

ch
Die Lage in Schanghai ist infolge der Ankunft der natio -

nalistischen Truppen ruhiger geworden. Diese stellen dieOrdnung wieder her . Der Kommandant der südchinesischenStreitkräste in Schanghai wendet sich in einer öffentlichenErklärung gegen die ausländischen Imperialisten . Schanghaiwerde nicht bloß ein fester Stützpuntt des chinestschen Ratio -nalimuS , sondern auch der Weltrevolution werden . Imweiteren Verlaufe der Erklärung heißt eS jedoch, das Volkmüßte zwischen dem angriffslustigen Imperialismus undeinfachen Fremden einen Unterschied machen. ES dürfe dieFremden weder beleidigen noch ihr Eigentum zerstören .Weiterhin dttngt der Kommandant auf die Schaffung einer
Schiedsinstanz und wendet sich gegen die unmäßigen For¬derungen der Gewerkschaften. Das Ende des Generalstreik »
ist übrigens für heute proklamiert worden.

Deutscher « eicbstgg
WTB . Berlin , 23 . März .

Auf der Tagesordnung steht die Fortsetzung der zweitenLesung
deS Etats des Auswärtigen Amtes.

Abg. Or. Haas (Dem.) klagt die Regierung an , daß sie inGenf sowohl in der Saarfrage wie in der oberschlesischenSchulfrage auf einwandfreie deutsche Ansprüche verzichtethabe, und das Zugeständnis eines militärischen Bahnschutzesan der Saar scheint uns auch für die Zukunft außerordent¬lich bedenklich zu sein. Für Deutschand wie für Frankreichist die Verstänidigung so sehr eine Lebensnotwendigkeit, daßeine glückliche Entwickelung dieser Bestrebungen nicht hätteleiden müssen unter einer stärkeren Betonung des deutschenRechtsstandpunktes . Wir treiben aber keine demagogischeOppositionspolitik und erkennen die Schwierigkeiten, indenen sich der Reichsaußenminister befand, an . Wenn erKonzessionen gewährte , so gewiß nur deshalb, weil er sei-nem Vaterland nützen wollte. Die Deutschnationalen müssenendlich die Verantwortung für die Politik ihrer Regierungübernehmen . Es geht nicht an , daß sie im Lande und imReichstage den starken Mann spieSen, im übrigen aber diePolitik , die sie öffentlich angreifen , im Kabinett ohne jedeEinschränkung billigen. Trotzdem wir nicht die jetzigen Gren -
zen im Osten als zu recht bestehend anerkennen, müssenwir uns doch bemühen, durch eine Besserung des Verhält¬nisses zu Polen eine friedliche Lösung dieser schwerenProbleme zu erreichen. Trotz unserer Opposition wünschenwir der Regierung auf dem Gebiete der Außenpolitik groß«Erfolge und hoffen insbesondere, daß in absehbarer Zeit di«Rheinlandsräumung erreicht wird.

Abg. Di. Bredt (W. Vgg . ) erklärt : Die größte bisherigeOppositionspartei , die Deutschnationalen, sind lahmgelegt unddie Sozialdemokraten haben die Fortsetzung ihrer eigenenAußenpolitik vor sich. Wirklich zufrieden ist keiner mit demErgebnis von Genf . Aber dennoch besteht fast eine EinhcitS -
ftont für den Außenminister , denn die sogenannte nationaleOpposition der Deutschnationalen hat aufgehört . Die jetzigeAußenpolitik ist zwangsläufig geworden. Für die Rhein -
landsräumnng hat Thoiry keine günstigere Lage geschaffen.Die französische Regierung hat niemals anerkannt , baß ihraus dem Gespräch von Thoiry Verbindlichkeiten erwuchsen.Man hätte damals , m deutschen Volke nicht so übertriebeneHoffnungen auf die Früchte von Thoiry wecken sollen .Abg. Emminger (B . Vpt.) : Die außenpolitische LageDeutschlands hat sich in den letzten Monaten nicht unwesent-lich verschlechtert. Es ist aber ein Unsinn, wenn man denEintritt der Deuffchnationalen in die Regierung dafür ver-antwortlich machen will. In der polnischen und in derSaarfrage stand das Recht auf unserer .Seite . IX Jahreseit Locarno hört man nichts von der endgültigen Räumungdes besetzten Gebietes, nichts von deutschen Kolonialmanda -ten und nichts von der allgemeinen Abrüstung. Strengst «Neutralität ist auch geboten bei den italienisch-jugoslawischenGegensätzen.

Reichsautz-ttminiftrr Dr . Stresemann
geht hierauf auf die an den Genfer Verhandlungen geübteKritik ein : Die kommunisttsche „Rote Fahne " behauptet, esbeständen Vereinbarungen zwischen Chamberlain, Mussoliniund StrAmann gegen Rußland . Es liegt nicht im Jnteress »unserer Beziehungen zu Svwjetrußland , daß derartig falsch»Behauptungen immer wiederholt werden . Damit wirdDeutschland vorgeworsen, daß es nicht neutral sei . Auch ichhalte das Ergebnis der« letzten Genfer Berhandlungen ffir un¬befriedigend . .Sie werden aber schwerlich einen Minister sin- -
den, der ihnen jedesmal von Genf befriedigende Ergebnisse
mitbringen kann. Jede Lösung , die der Völkerbund findet,wird seiner Natur entsprechend ei» Kompromiß sein. Mansagt, wir hätten uns lieber im Völkerbundsrat überstim-men lassen sollen. Es gibt ungeschriebene Gesetze in der Po¬litik die von größter psychologischer Bedeutung sind. Im Völ¬kerbundsrat war es bisher Tradition , daß nicht nach Natio¬nen abgestimmt , sondern immer eine Einigung gesuchtwurde . Es wäre vielleicht sehr bedenklich gewesen, dieseTradition zu verletzen in dem Augenblick, wo zum erstenmalder deutsche Außenminister den Vorsitz führte . Das Objetthätte kaum den Einsatz gelohnt und ein möglicher Sieg ineiner Einzelfrage wäre vielleicht ein Pyrrhussieg gewesen,der uns dre Bahn für weitere Fortschritte versperrt hätte .Der Bahnschutz im Saargebiet war nicht eine Erfindungder Saarregierung , sondern eine Einrichtung, auf die sichder Völkerdundsrat schon vor Deutschlands Eintritt festgelegt
hatte . Schließlich war doch unser Ziel ebenso wie das bestVölkerbundsrates , daß endlich die französischen Truppen au»dem Saargebiet entfernt würden. Hätte ich mich lediglich fürein Kompromiß ausgesprochen, ohne nachdrücklich unseren
Rechtsanspruch zu betonen, so wäre das weniger zweckmäßiggewesen als unser Vorgehen, bei dem wir vor aller Welt
unseren Rechtsstandpunkt sestgelegt haben. Wenn mein Dankan den Präsidenten der Saarregieruna kritisiert worden ist»so weise 'ich jedoch darauf hin, daß dieser Präsident durchausobjettiv die deutschen Interessen gewürdigt und in der Bahn -
schutzfrage gemeinsam mit den Deutschen vorgegangen ist.Wir haben in Genf nicht aller erreicht , was wir wollten ;aber wir hätten nicht einmal soviel errett , wenn wir nichtMitglied des Völkerbundes gewesen wären (Beifall).In der oberschlrfischen Frage ist anSdrücklich festgelegt,daß durch die Kompromißlösung in keiner Weise der deutsch«Rechtsanspruch angetastet ist. Unseren eigenen deutsch« !Volksgenossen in Holnisch -Oberschlesien stnd in ihren Forde -
rungen an den Völkerbund nicht soweit gegangen, wie die
deutschen Vertreter in Genf . Die Lösung konnte am bestenso gefunden werden, daß wir praktisch da» erreichten, was dia
deutschen Petenten wollten, daß wir aber unabhängig davo«̂
an dem deutschen Rechtsanspruch festhalten, der weiiergtu^



aff di« Forderung des Deutschen Volksbundes in Polnisch-
Oberschlefien. Den deutschen Vertretern bei solchen inter -

. nationalen Verhandlungen darf man nicht zu schwer« Fes¬
seln anlegen . wenn man seine Kraft nicht lähmen will.

Dt Stresemann beschäftigt« sich dann mit der Rede des
Deutschnationalen Dr. Dpahn , der ein enges Vertrauensver¬
hältnis zwischen den einzelnen Mitgliedern des Kabinetts ge-
fordert habe. Wenn Sie glauben , daß man für internatio¬
nale Verhandlungen feststehende und starre Verhalhungsmaß -
regeln geben kann, so irren Sie (Zustimmung ) . Das Ver¬
trauensverhältnis zwischen Außenminister und Kabinett ist

: an und für sich etwas Selbstverständliches. Die Berant .
- Wortung für die Führung solcher Verhängungen , bei denen

die Entscheidung in Stunden wechselt , ist überhaupt mehr als
man einer einzelnen Person zumulen kann.

Wenn jemand glaubt , daß Deutschland als Nachbar Po -
^ lens durch einen Zollkrieg auf die Dauer etwas gewinnen

kann, so ist das ein wirtschaftlicher Irrtum . Was sich aber
hier abgespielt hat, war doch nur der Widerstand dagegen,
daß das Niederlassungsrecht von der anderen Seite politisch' in einem stark antideutschen Sinne ausgelegt wurde und
durch ganz systematische Verfolgungen ein Zustand geschaf¬
fen war , der mindestens eine Regelung des Niederlassungs -

. rechtes, der Ausweisung und Verdrängung erforderte .
Bezüglich der Rheinlandränmung haben wir gar keine

Veranlassung , uns von dem abdrängen zu lassen, was da¬
mals der Führer der ftanzösischen Auslandspolitik für mög¬
lich und durchführbar erklärt hat, und zwar in einem amt¬
lichen Kommunique , nicht in Bemerkungen beim Frühstück.
Beide Außenminister waten sich, wie es in dem Kommunique
hieß, über ein Gesamtlösung einig, die sie von der Zustim¬
mung der Kabinette abhängig machen würden . In dem
Augenblick , wo man in Frankreich vor der Frage stand, daß
diese Dinge Wirklichkeit werden sollen , entfalteten fich alle
Widerstände . Das hat sich in der Dezembertagung des Völ¬
kerbundes verstärkt. Darum wird jetzt gekämpft. Und ich
bin durchaus der Ansicht , daß das Schwergewicht der Tat¬
sachen, die Überzeugung verstärken wird, daß ohne eine
französische Annäherung die Bereinigung der europäischen
Probleme nicht möglich sein wird , deren Basis die Befreiung
Deutschlands von der Besatzung fein muß . Von dom Opti¬
mismus im September sind wir tatsächlich zurückgekommen.
Ich habe damals in Köln ausgeführt : ich warne davor, an¬
zunehmen, daß alles so schnell gehe . Es wären gegen die
Natur der politischen Entwicklung, wenn nicht Rückschläge
eintreten würden . Sie sind eingetreten . Deshalb brauchen
wir nicht pessimistisch für die Zukunft zu sein, und es be¬
deutet nicht eine Verschiebung der deutschen Forderung ad
kalendas graecas , wenn ich Sie gebeten habe, der Regie¬
rung den Zeitpunkt zu überlaste«, in dem sie glaubt , sie mit
Erfolg geltend machen zu können. Wir überlassen es nicht
mehr der Konsequenz von Locarno, sondern stützen uns aus
das nüchterne Recht des Versailler Vertrages . Ich habe ge¬
stern nicht gesagt daß ich auf diese Konsequenz der mora .
lischen Rückwirkungen verzichte , sondern ich habe gesagt, daß
wir drei gute Gründe haben : 1 . unser völkerrechtliches Recht,
8. die Konsequenz, Erfüllung unserer Forderungen von Lo-
xaruo zu verlangen , und 3 . den Gedanken, daß schließlich die
große Politik doch nur im Zusammengehen mit Deutsch¬
land , wenn auch nicht als ausschlaggebenden Faktor , gemacht
werden kann.

Das Haus unterbricht nun die Beratung des Etats des
Auswärtigen und nimmt die

Abstimmungen über den Haushalt des Innern
vor.

Eine Reihe mit dem Etat verbundener Anträge wird den
zuständigen Ausschüssen überwiesen.

Der Haushalt selbst wird in der vom Haushaltsausschutz
vorgeschlagenen Form angenonrmen.

Der Ausschuß hat Erhöhungen vorgenommen u . a . zur
Förderung von Wissenschaft und Kunst von 1,2 auf 1,7 Mil¬
lionen, für kulturell gemeinnützige Vereinigungen von 0,5
auf eine Million , für die monuments germaniae historica
von 40 000 auf 68 000 , für Turn - und Sportwesen (Jugend¬
herbergen ) von eine auf 1,5 Millionen , für Turnstätten¬
bauten von 0,5 auf 0,0 Millionen und zur Bekämpfung der
Maul - und Küauenseuche von 0,5 auf 1,2 Millionen . Neu
eingestellt hat der Ausschuß u . a . 2,5 Millionen für die
Junglehrer und 260000 M . für das Haus des Deutschtums
fii Stuttgart .

Darauf wird
hie Aussprache über den Hanshalt des Auswärtigen Amte»

fortgesetzt.
Abg . Graf v. Reventlvw (Rationalsoz .) bezeichnet das Er¬

gebnis der Genfer Verhandlungen als unbefriedigend .
Abg . v. Gräfe (Völk .) erklärt , der große Aufwand des Aus¬

wärtigen Amtes an Geld und Beamten stehe in keinem Ver¬
hältnis zu den Leistungen.

Damit schließt die Aussprache.
Der Antrag der Völkischen auf Streichung des Ministerge -

Haftes wird gegen die Antragsteller ab« lehnt .
Vor dex Abstimmung über das kommunist. Mißtrauens¬

votum gegen den Reichsaußenminister erklärt Abg . Brrit -
scheid (S .), die .Sozialdemokraten würden fich der Stimme
enthalten . Sie hegten kein Mißtrauen gegen den Minister ,
würden aber die Verantwortung für die Regierungspolitik
den. Regierungsparteien überlassen.

Der Mißtrauensantrag wird gegen die Kommunisten und
Völkischen abgelehnt.

Der Etat wird nach den Ausschußvorschlägen bewilligt.
Es folgt die zweite Beratung

des Etats des ReichSvrrkrhrsmlnisteriums .
Reichsverkehrsminister Dr. Koch geht auf die Pläne zum

Ausbau der deutschen Wafferstratzen ein. Es ist verkehrt,
. hier die Agitation mit dem Schlagwort zu führen : „Hie
Eisenbahn, - hie Kanal " . Selbstverständlich hat die Eisen¬
bahn als Verkehrsmittel Bedeutung , aber es muß auch nuch .
lern geprüft werden, wo der Ausbau der Wasserstraßen
volkswirtschaftlich geboten erscheint. Der Ausschuß hat bei
den Wasterstrahenprojekten 36 Millionen gestrichen, darunter
auch die Mittel für die Durchstechung des Mitellandkanals .
Wenn der Ausschuß angesichts der schwierigen Finanzlage
die Mittel für den Ausbau des Südflügels des Mittelland¬
kanals gestrichen hat , so bedeutet das keine Ablehnung dieses
Baues . Die Regierung fördert vielmehr weiter die Vorar¬
beiten für den gleichmäßigen Ausbau aller Teile des Mit¬
tellandkanals . Der Mmster schildert dann den Stand der
Arbeiten beim Ausba » der kleineren Kanalsysteme. Er gehtdann auf das Kraftfahrwesen ein. Die Arbeiten zur Neuge¬
staltung der Kraftfahrzeugsteuer würde in Angriff genom¬men werden, sobald eine vom Reichsverband der deutschen
Automob,lindustrie in Aussicht gestellte Denkschrift vorliege.Zum Luftverkehr erklärte der Minister , daß momentan aneiner Luftverbindung zwischen Europa und Ostasien gear¬beitet wurde . Im Eisenbahnwesen werde die Regierung ihrenEinfluß auf die Gesellschaft so umfastend gestalten , wie esmit den Bestimmungen des Reichsbahngefetzes vereinbar sei .Voraussichtlich werde fich «in, wenn auch nicht hoher Uber^
schuß ergeben. Der Vorwurf , daß die Reichsbahn die Reichs»kredite nicht zur Bautätigkeit und Arbeitsbeschaffung in
einem beftiedigenden Ilmfange verwandt habe, sei unberech¬
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tigt . Der Minister erklärte schließlich, er werde darüber
wachen , daß die Reichsbahngesellschaft auf dem Gebiete des
Personalwesens ihre Verpflichtungen erfülle .

Am Uhr vertagt das Haus die Weiterberatung aus
Donnerstag mittag 1 Uhr.

Ans den Breicdstsgssusscbüssen
Der EteuerenSschuß

nahm am Mittwoch einen Antrag der Regierungsparteien
an , daß Chauffre - und ähnliche Wegegelder von Kraftfahr¬
zeuge« für die Benutzung öffentlicher Wege und Brücken
nicht erhoben werden dürfen . Die Länder haben die auf sie
entfallenden Steuern zur Unterhaltung der öffentlichen Wege
zu verwenden. Sie können die Steuern auch zur Unterhal¬
tung öffentlicher Brücken verwenden.

Die Annahme des Antrags erfolgte , nachdem von der Re¬
gierung erklärt worden war , daß Ausnahmen von dem Ver¬
bot der Wege- und Brückengelder in Zukunft nur mit Zu¬
stimmung des Reichsrates und eines Ausschuffes des Reichs¬
tages bewilligt werden können. Angenommen wurde fernerein Antrag der Regierungsparteien , wonach das Reich den
Ländern und Gemeinden die Beträge erstattet , die sie nachder Verordnung über Erwerbslosenfürsorge vom 16. Februar
1024 für die Zeit vom 1 . April 1927 ab bis zum Inkraft¬treten des Arbeitslose,lversicherungsgesehes zum Fürsorge -
aufwand aber nicht über den 1 . Okt. hinaus zum Fürsorge¬
aufwand beizusteuern haben.

Abg . Schneider (Dem . ) beantragt , bei den Saisonbetrirben
die HauSzinssteuer nur während der Zeit der Betriebstätig¬
keit zu erheben. In Betracht kommen hauptsächlich die Ho¬
tels in Badeorten .

Abg . Dr. Becker-Hessen (D . Vp.) empfiehlt in einer Ent¬
schließung, die Reichsregierung aufzufordern , im Reichs¬
rahmengesetz diese Frage zu regeln bis zum Erlaß dieses Ge¬
setzes aber auf die Länder einzuwirken , daß schon jetzt ent¬
sprechend verfahren wird. Hierauf wird der Antrag Fischer
abgelehnt . Die Entschließung Becker dagegen wird ange¬
nommen .

Die Beratung der übrigen Anträge zur Hauszinssteuer
wird auf Donnerstag vertagt .

Ipolitiscke Neuigkeiten
Das Arbeitszeitkompromitz

über das Kompromiß der Regierungsparteien » das die
Regierung übernommen hat, teilt die „Tägl . Rundsch." fol-
gende Einzelheiten mit : Zunächst wird in dem 8 9 die
Überschreitung der Arbeitszeit in Ausnahmefällen auf 10
Stunden täglich begrenzt . „ Eine Überschreitung", so heißt
es weiter, „ist nur aus dringenden Gründen des Gemein¬
wohls mit befristeter Genehmigung zulässig, wenn es sich um
Vorbereitungs - und Ergänzungsarbeiten handelt , bei denen
eine Vertretung des Arbeitnehmers durch andere Arbeit .
Nehmer des Betriebes nicht möglich ist und die Heranziehung
betriebsftemder Arbeitnehmer dem Arbeitgeber nicht zuge¬
mutet werden kann.

" Der § 10 wird wie folgt geändert :
Die Beschränkungen der Arbeitszeit finden keine Anwendung
bei Arbeiten in Notfällen und in anderen außerordentlichen
Fällen , die unabhängig vom Willen der Beteiligten ein¬
treten und nicht auf andere Weise zu beseitigen sind , beson¬
ders wenn Rohstoffe oder Lebensmittel zu verderhen drohen,oder wenn ein Arbeitserzeugnis zu mißingen droht.

Das Gleiche gilt , wenn eine geringe Anzahl von Arbeit¬
nehmern an einzelnen Tagen mit Arbeiten beschäftigtwird , deren Nichterledigung das Ergebnis der Arbeit gefähr¬det oder einen unverhältnismäßig großen wirtschaftlichen
Schaden zur Folge haben würde.

Reue Mteterschutzbestimmungen
Ein nun veröffentlichtes Reichsgesetz schafft zugunsten der

Mieter von Geschäftsräumen Schutzbestimmungen. Es handelt
fich um eine Änderung des Mieterschutzgesetzes , die durch die
preußische Verordnung des Wohlfahrtsministers vom 11 . No¬
vember 1926 veranlaßt worden ist . Für alle Fälle , in denen
ein Vermieter auf Räumung klagen will, ist vorgeschrieben,
daß der Erhebung der Klage ein Schiedsverfahren vor dem
Mietrinigungsamt vorauszugehen hat . Dieses kann zwar nicht
in der Sache selbst entscheiden ; es ist vielmehr reine ' Güte¬
instanz . Der Vermieter muß aber seiner Räumungsklage
eine Bescheinigung des Mieteinigungsamtes darüber beifügen,
daß vor ihm in einem Termin , in dem der Vermieter oder ein
Vertreter anwesend war , ein gütlicher Ausgleich zwischen den
Parteien erfolglos versucht worden ist . Dem steht natürlich
der Fall gleich, daß der Vermieter in dem Sühnetermin aus¬
geblieben ist . Natürlich kann der Vermieter nicht gezwungen
werden , sich zu vergleichen. Man nimmt cm , daß es in der
Regel hei einem verständig geleiteten Einigungsverfahren ge¬
lingen wird, einen Vergleich herbeizuführcn , wenn sich die be¬
rechtigten Jntereffen der Parteien nicht unvereinbar gegen¬
überstehen.

Die Vorschrift hat rückwirkende Kraft . Auch wenn der Ver¬
mieter vor dem Inkrafttreten der Verordnung , vor dem
19. März , schon eine Räumungsklage angestrengt hat , mutz
das Gericht die Entscheidung bis zur Erledigung des Schieds¬
verfahrens aussetzen. Andererseits kann auch ein Mieter , der
eine Räumungsklage befürchtet, die Einleitung des Schieds¬
verfahrens beantragen .

Das neue Gesetz will dem Mieter »och nach einer anderen
Richtung helfen . Seinem Schutz dient der bekannte 8 49a des
Mieterschutzgesetzes » das die Bestrafung des Mietwuchers ein-
sührt . Seine praktische Anwendung scheitert an der außer¬
ordentlichen Schwierigkeit, festzustellen, was eine angemeffene
und was eine nichtangemeffene Mietforderung ist . Um dem
abzuhelfen , verpflichtet das Gesetz jetzt die oberste Landes¬
behörde, allgemeine Grundsätze üür die Gesichtspunkteauszu -
ftellen, die unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse
für die Beurteilung der Angelegenheit des Mietzinses im
Sinne des 8 49a von Bedeutung find.

Die Auflösung des Schweriner Landtagesin Aussicht
Im Hauptausschuh des Landtages von Mecklenburg-

Schwerin wurde am Mittwoch ein Notgesetz beraten , welches
von der Regierung vorgelegt war , weil der Haushaltsplan
für 1926 abgelehnt ist . Auf Forderung der Rechten gilt das
Rotgesetz nur bis zum Zusammentritt eines neuzuwählenden
Landtages » für den die Wahlen auf den 22 . Mai 1927 fest¬
gesetzt sind. Das Notgesetz , das verschiedene Änderungen er¬
fuhr , soll dem Landtagsplan zur zweiten Lesung zugehen.
Die dritte Lesung soll erst stattfinden , wenn der Antrag auf
Landtagsauflösung vom Plenum beraten ist . Hiermit ist die
Auflösung des Landtages und die Ansetzung von Neuwahlen
nahegerückt.

Das auf der gestrigen Tagesordnung des Landtages
stehende völkische Mißtrauensvotum gegen die Staats¬
regierung , sowie die demokratischen und kommunistischen An¬
träge auf Auflösung deS Laichtages wurden auf die Tages¬
ordnung der nächsten Sitzung gesetzt, die am 31 . März statt¬
finden soll .

E«tft»airi,«ng a«s dem Balkan
über den Stand der Verhandlungen zur Behebung der

italienisch-südslawischen Spannung berichtet Havas , daß die
deutschr , die englische und die französische Regierung nun¬
mehr darüber einig seien, durch eine auf breitester Grund¬
lage gebildete Kommission an der albanisch-serbischen Grenzeeine Untersuchung vornehmen zu lassen. Zu regeln sei mit
der südslawischen Regierung das endgültige Programm der
anzustellenden Erhebungen . Italien werde allerdings noch
seinen Standpunkt zu diesem Verfahren mitzuteilen haben .
— Londoner Blätter wenden sich gegen das französische Ar¬
gument , daß Art . 179 des Versailler Vertrages Deutschland
an der Ernennung von Offizieren zur Teilnahme an der
Untersuchungskommission verhindern würde . Es scheint , daß
die Mitarbeit Deutschlands , das in dieser Angelegenheit als
„neutral " betrachtet werden kann, in London lebhaft ge¬
wünscht wird.

Ein Film aus Oberschlesiens schwerstrr Zeit . Der Ober -
präfident und der Landeshauptmann der Provinz Oberschlefien
hatten Mittwoch abmrd zahlreiche Persönlichkeiten der Reichs¬
hauptstadt zur Uraufführung des . Kulturfilms „Land unterm
Kreuz" eingeladen . Der Veranstaltung wohnten Reichskanz¬
ler Marx , Admiral Zenker, Minister und höhere Beamte der
Reichs- und Staatsregierung . Abgeordnete aus dem Reich und
den Landtagen und viele Mitglieder schlesischer Heimatver¬
eine bei .

Kein Zusammenschluß der Völkischen mit der Wirtschafts¬
partei . Zu der Meldung , daß der völkische Flügel von
v. Gräfe sich mit der Wirtschaftspartei , zu ei»er FraktiouS-
gemeinschast zusammenschliehen werde, wird aus Kreisen der
Wirtschaftspartei mitgeteilt , daß an einen solchen Zusammen¬
schluß nicht zu denken sei . Aus einer privaten Fühlung¬
nahme von Mitgliedern der Wirtschaftspartei mit der: Völ¬
kischen könnten keine Konsequenzen gezogen werden.

Die Landtagswahlen in Memel wieder verschoben . Die Frist
E
ür die eventuelle Aufnahme der aus Groß - Litauen stammen-
en Personen in die Wahlliste für den Landtag ist abgelaufen ,

ohne daß der Magistrat von Memel die von der litauischen
Regierung gewünschten Aufnahmen vorgenommen hat . Der
Gouverneur erklärte daraufhin auf Anfrage , daß die Land¬
tagswahlen aus diesem Grunde bestimmt nicht am 8 . April
stattfinden würden , sondern weiter hinausgefchoben werden
sollten. Ein amtlicher Beschluß darüber sei allerdings noch
nicht gefaßt .

Der ftühere Sultan von Sansibar gestorben. Nach einer
Meldung aus Mombassa ist der vormalige Sultan von Sansi¬
bar , Sehyid Kheled , gestorben. Er hatte vor 21 Jahren den
Thron bestiegen, war aber nach wenigen Stunden von den
Engländern abgesetzt worden. Er entfloh nach Deutsch-Ost-
aftika und wurde im Jahre 1917 von britischen Streit¬
kräften gefangen genommen und nach St . Helena geschickt .
1922 erhielt er die Erlaubnis , nach Mombassa zurückzukehren.

Hrurze Uücbricbten
Hrranffetzung des Wahlalters in Bayern . Der Verfassungs¬

ausschuß deS bayerischen Landtags hat den Regierungsent¬
wurf zum Gemeindegesetz, der das aktive Wahlrecht vom 20.
auf das 26 . und das passive vom 25 . auf das 30 . Lebensjahr
herauffeht , angenommen . Der erste Teil dieses Beschlusses
bedarf bei der Abstimmung im Plenum einer Zweidrittel¬
mehrheit , da er verfaffungsändernd ist.

Tariftegelung im Ruhrkohlenbergbau . Der unter dem
Vorsitz des stellvertretenden Schlichters für den Bezirk West¬
falen am 18. d. M . gefällte Schiedsspruch über die Mantel¬
tarif - und Arbeitszeitregelung im Ruhrkohlenbergbau ist
durch den Reichsarbeitsminister für verbindlich erklärt worden.

Drei Todesopfer der politischen Zusammenstöße in Berlin .
Wie die Berliner „Rote Fahne " mitteilt , haben die vorgestrigen
Zusammenstöße zwischen Kommunisten und Polizei ein zwei¬
tes Todesopfer gefordert . Nach einer weiteren Mitteilung
deS Blattes ist ein Mitglied des Roten Frontkämpserbundes ,
das in Spandau von Nationalsozialisten schwer verletzt wor¬
den ist, seinen Verletzungen erlegen.

Deutsche Redakteure vor dem französischen Gericht. In
Trier wurden zwei deutsche Redakteure von dem ftanzösischen
Militärpolizeigericht zu einer Mindeststrafe von einer Reichs¬
mark verurteilt , weil! sie eine Einladung zu einem Begrü -
ßuugsabend und zu einer Gefallenengedenffcier veröffentlicht
hatten .

Einberufung des Vorstandes der Sozialistischen Jnteruatio -
nalr . Der ständige Verwaltungsrat der Sozialistischen
Partei hat , wie aus Paris gemeldet wird, beschlossen , den
Sekretär des Exekutivausschusses der Sozialistischen Inter¬
nationale , Friedrich Adler, zu ersucheu, den Vorstand für
den 2 . April nach Brüssel einzuberufen . Dieser Beschluß
dürfte im Zusammenhang stehen mit der jungst von den
Sozialisten Bracke und Renaudel ergriffenen Initiative , die
Einberufung des Vorstandes zuin Zwecke einer Erörterung
des italienisch- südslawischen Konflikts zu fordern .

Verteilung des Beethovenpreises. Bei der am Dienstag in
der preußischen Akademie der Künste zu Berlin veranstal¬
teten Beethovenfeier teilte der Präsident der Akademie mit ,
daß der staatliche Beethovenpreis , der jährlich in der Höhe
von 10 000 M . verteilt werden soll , diesmal erstnialig in zwei
Hälften von je 5 000 M . an die Dkusiker und Krunpouisteu
Gerhard v. Keußler - .Hamburg und Kurt ThonraS-Leipzig ver¬
liehen worden fei.

Umwälzung in der Narkose ? - In der letzten Sitzung der
Berliner Medizinischen Gesellschaft berichtete der Chirurg ,
Professor Dr. Unger , über ein von der J . -G .-Farbenindustrie
neu hergestelltes und von ihm zunächst versuchtes Narkotikum ,
das vom Mastdarm aus eingespritzt werde und gegenüber
den bisher gebrauchten Betäubungsmitteln in der Wirkungs¬
weise und hinsichtlich der Annehmlichkeit der Narkose bedeu¬
tende Vorziige aufweise und ebenso die Person des Narkoti¬
seurs bei Operationen überflüssig mache .

Eröffnung deS Planetariums in Mannheim . Dienstag nach¬
mittag fand vor einem Kreis geladener Gäste , unter denen
sich die Spitzen der städtischen Behörden sowie Mitglieder
deS ©tabtrate » und Bürgerausschusses und Vertreter der
Presse befanden , die feierliche Eröffnung des Planetarium »
im Luisenpark zu Mannheim statt . Nach einem einleitenden
Musikvortrag durch einen Schülerchor und ein Schüleror¬
chester gal, Oberbaurat Zinzler Aufschluß über die Geheim-
niffe des Baues und des Projeftors des Planetariums , wo¬
rauf bei allmählicher Verdunkelung der nebenamtliche Leiter
des Planetariums , Professor Klanser , Eiwbtick in die Geheim-
niffe der Sternenwelt geib und schließlich die daran folgende
Vorführung erläuterte . Mit einem Schlußwort von Ober -
bürgermeister Dr. Kntzer , der der Hoffnung Ausdruck gab,
daß das Planetarium dazu beitragen . möchte , den Menschei»
wieder Ehrfurcht einzuflüßen . und mit dein Vortrag des
Liedes „Die Himmel rühmen des Ewigen Ehre " fand der
feierliche Akt fein Ende.



Badischer Teil
Badischer Landtag

- DZ . Karlsruhe , 24. März .
Erster Vizepräsident Maier -Heidelberg eröffnet % 10 Uhr

die Sitzung .
Krank gemeldet find : Präsident Or. Baumgartner , sowiedie Abg . Frau Rigel , Or. Schäfer und Bauer .
Nach Verlesung der umfangreichen Eingänge , worunter sichneben neuen Anträge « aus dem Haufe an die 30 Gesuchevon Beamtenverbänden , Körperschaften und Privatpersonenbefinden, beantwortet
Ministerialrat Jmhoff eine Kurze Anfrage des Abg . Bauer

(D . Vp . ) über die Verwendung der vom Reiche zu Fürsorge¬
rwecken in den besetzten Gebieten ausgeworfenen Gelder .Die badische Regierung hat sich für die Belange des BezirksKehl nach Möglichkeit eingesetzt . Der Anteil Badens für 1927
steht noch nicht fest .

Nach Eintritt in die Tagesordnung berichtet
Abg . Or Glöckner (Dem . ) über den Initiativantrag aufNeuregelung der

Aufwandsentschädigung der Landtagsabgeordneten .
Bisher haben die außerhalb Karlsruhes wohnenden Abge¬ordneten für die Monate , in denen Vollsitzungen stattfanden ,360 M „ die in Karlsruhe ansässigeil Abgeordneten 240 M.
erhallen . Nunmehr soll an die Stelle dieses Monatsbetrageseine in 6 Teilen auszubezahlende Jahrespauschale von 3600
bzw . 2400 M . treten . Die Abzüge für unentschuldigtes Fern¬bleiben einer Sitzung bleiben wie bisher aus 12 bzw. 8 M.
festgesetzt . .Stach kurzen Bemerkungen des Abg . Bock (Komm.) wird der
Gesetzentwurf in beiden Lesungen einstimmig angenommen .

Zur Beratung stehen sodann die
Wohnungsbauanleihe

die Denkschrift der Regierung , sowie die Interpellationen und
Anträge zur Wohnungsnot .

Abg . Rückert (Soz .) erstattet darüber namens des Haus¬
haltsausschusses einen erschöpfenden Bericht. Er beantragtdie Zustimmung zur Aufnahme einer Staatsanleihe von10 Millionen RM . Außerdem soll das Ministerium des In¬nern ermächtigt werden, zur Erleichterung der Aufnahme von
Wobnungsbauanleihen durch Wohnungsverbände und ver¬
bandsfreie Gemeinden im Höchstbetrage von 5 Millionen
RM . eine Zinsverbilligung von höchstens 4 Proz . auf läng¬stens 10 Jahre zu übernehmen .

Die Denkschrift soll zur Kenntnis genommen , ein AntragBock (Komm. ) in der Fassung angenommen werden, , daß die
Regierung dafür sorgen möge, daß öffentliche Baudarlehenin keiner Form für die Erstellung von Baracken oder Zu -'
laffung von Eisenbahnwagen zu Wohnzwecken gewährt wer¬
den . Der Ausfchußantrag geht weiter dahin , die Regierungwolle prüfen , ob nicht das Gesamtaufkömmen an Gebäude¬
sondersteuermitteln den verbandsfreien Städten belassen und
chnen die Auflage gemacht werden kann, einen bestimmten
Prozentsatz zur Erfüllung des 8 12 Abs. 4 des Gebäude¬
sondersteuergesetzes zu verwenden.Das Gesuch des Bundesvorstandes des Allgemeinen Deut¬
schen Gewerkschaftsbundes betr . Richtlinien für den Woh¬nungsbau will man der Regierung zur Kenntnisnahme , über¬
weisen.

g. Henrich (Ztr .) macht kurze Bemerkungen zu . seinen
Anfragen betr . Arbeitsbeschaffungsprogramm der

ferung , Arbeitslosigkeit und Wohnungsbau .
Ir. Mattes (D . Vp . ) äußert sich zur Förmlichen An¬

frage seiner Partei betr . Senkung der Gebäudesondersteuerund Finanzierung des Wohnungsbaues durch Anleihen .
• Innenminister Dr. Remmele erklärt , daß er auf Grundder Ausschußverhandlungen und der gestellten Anträge eine
Beantwortung der Interpellationen für überflüssig halte .

Der Fraktionsredner des Zentrums , Abg . Büchner, glaubt ,daß man der Vorlage betr . Anlebensaufnabme mit Begeiste¬
rung zustimmen könne. Werde doch auf diesem Wege viel
menschliches , sittliches und staatsbürgerliches Elend beseitigt,
Arbeitsgelegenheit geschaffen und der Geschäftswelt unter dieArme gegriffen . Er spricht die Erwartung aus , daß die13 Millionen nicht etwa durch Konjunkturpreise für die Bau -

>fse verschlungen werden. Da müßte der Staat mit der
irtschaftsmacht eingreisen , die er in seinen Forsten besitzt,um einen Ausgleich in Angebot und Nachfrage herbeizuführen .

Dem Plane einer gemeinnützige« Wohnnngsbank stehe die
Zentrumsfraktion sehr sympathisch gegenüber ; doch halte sie
diese Frage noch nicht für reif genug . Es sei nicht so , daßden Privaten durch Gewährung von Baudarlehen ein Ge¬
schenk gemacht werde. Staat und Gemeinden sollen ihre
Hauser so bauen , daß sie später an Private abgegeben werden
wnnen . Der Redner äußert sich in diesem Zusammenhang

en. Die Miete müsse
einem Zeitpunkt , wo

_ , , _ , . , . , „ kann. Die Termine
zum 1 . Äpril und 1.

'
Oktober halten wir für ungeschickt und

waren deshalb damit einverstanden , daß der badische Vertre¬
ter im Reichsrat dahin instruiert wurde , die Mietserhöhung
abzulehnen . Die Gebäudesondersteuer zu senken, werde nichtm^ lich sein. — In Unterbrechung der Aussprache berichtet

Abg . Maier -Heidelberg (Soz . ) über eine Eingabe des Kauf¬manns E. Knoll in Karlsruhe , des Vertreters ehemaligerund heutiger Barackenbewohner, worin ein Berbot dr»
Barackeubaues verlangt wird . Es wird beantragt , das Ge¬
such der Regierung empfehlend zu überweisen . Festgestellt
sei , daß in Baden neue Baracken wenig mehr gebaut wurden .

Abg . Bock (Komm.) fordert ein scharfes Verbot des Baracken-
baueS in - jeder Form . Mit öffentlichen Geldern gebaute Häu¬
ser dürsten niemals privaten Charakter erhalten . Der Red¬
ner steht auf dem Standpunkt , daß die wirtschaftliche Lageder Mafien eine Mietserhöhung nicht rechtfertige . Der Land¬
tag solle beschließen , daß die Miete in Baden auf der gleichen
Höhe bleibt, fasts die Gedäudesondersteuer nicht aufgehobenund die Miete entsprechend gesenkt werden kann . Hebe man
die Gebäudesondersteuer nicht auf , so müsse sie in vollem
Umfang für den Wohnungsbau verwendet werden . Der An¬
lehensaufnahme stimmen die Kommunisten zu.

Abg . Or. Engler (Soz . ) äußert sich zunächst über die Frage :
Gemeinnütziger Wohnungsbau oder privater ? Freiburg habe
schon vor dem Kriege den Beweis erbracht , daß eine Stadt
»inen umfangreichen Wohnbesitz gut verwalten kann . Der
gemeinwirtschaftliche Wohnungsbau nehme dort gewaltig zuund habe einen bestimmenden Einfluß auf die «Schaffung von
Kleinwohnungen . Die Städte sollen natürlich nicht alles in
eigene Regie nehmen, sondern auch die Genossenschaften
heranziehen . Ter gemeinnützige Wohnungsbau sei nachhaltigzu fördern und es empfehle sich , einen Teil der flüssig wer¬denden Gelder für die Baugenossenschaften abzuzweigen .Wenn man am Oberrhein die Wohnungsfrage nicht löse , wür¬den die Kraftwerke zum Fluch. Der Redner wendet sich da¬
gegen, daß man den Wohnungsbau ausschließlich auf An-
Khcn stellt. Man denke an die Zinsenlast . Auf Seiten der
Gemeinden sei man heute wieder viel zu leicht zur Aufnahmevon Anleihen geneigt. Von dem, was aus der Gebäudeson¬dersteuer eingeht, durfte noch ein Teil sehr wohl thesaurieutz» erden . Zur Frage der Typisierung meint der Redner , daß
auch mit einfachen, schlichten Formen etwas Schönes geschaf¬
fen werden könne . Die sozialdemokratische Partei habe sichim Reichstag gegen die Mietserhöhung zum jetzigen Zeit¬
punkt ausgesprochen. Auf die Dauer gehe es aber nicht an .

cme Mietzins - und Sozialpolitik zu treiben durch künstlicheVerbilligung der Bedarfsgegenstände . Der Ausgleich müssein der Erhöhung der Löhne befunden werden . Es kommenicht darauf an , wir hoch die Miete sei, sondern, welchen An¬teil der Arbeiter am Erträgnis der Wirtschaft habe . Diesozialdemokratische Fraftion stimmte der Vorlage trotz man¬cher Bedenken zu.
Innenminister Or* Remmele stellt gegenüber dem Abg .Bock fest, daß die vom Reich ausgehende Mietsfestsehung eine

^ ^ YM^regelung darstellt. Es trifft also nicht zu, daß diebadische Regierung eine Mete unter 110 Proz . festsetzenkönnte.
Ministerialrat Jmhoff äußert sich über den Zinsfuß fürBaudarlehen . —
Um 1 Uhr wird die Weiterberatung auf nachmittags %4Uhr vertagt . _

UBafciscbe Landwirtscbaktskammer
DZ . Karlsruhe . 23. März .

Die Einzelberatung des Voranschlages
brachte eine Fülle von Wünschen und Anträgen . Einen brei¬ten Raum in den Verhandlungen nahmen die virhzüchteri -schen Bestrebungen ein, wozu sich u. a . Graf Douglas undStaatsrat Weißhaupt äußerten . Letzterer betonte die wich¬tige Rolle des oberbadischen Fleckviehs für die kleinbäuer¬liche Bevölkerung. Graf Douglas setzte sich für die Auf¬hebung des jetzigen Systems der Leistungskontrolle ein, daes nur schädlich wirke.

Präsident Gebhard begründete einen Antrag auf Herab¬setzung des Schweineeinsuhrkontingents . Auch die heimischeSchweinezucht bedürfe des Schutzes .
Präsident Wachs unterstrich die Dringlichkeit der Schaffungeines Instituts für Pflanzenzüchtung .Direktor v. Engelsbrrg teilte mit , daß z . Zt . 18 Bersuchs-ringe gebildet find und die Bildung weiterer im Gange sei .Im allgemeinen betrachte man den Bezirk eines Landes¬ökonomierates als Grundlage des V.R . Große Bezirkezu teilen und einen zweiten Versuchsringafiistenten anzu¬stellen, würde aus finanziellen Gründen kaum möglich sein.
Im weiteren Verlaufe der Beratung wurden Wünsche lautauf Belehrung der Bauern über zweckmäßige Handhabungder Geräte , Zuschuhleiftung an den Maisbauvrrein Breisachund tatkräftige Förderung des Obstbaues in der Seegegend .Von anderer Seite wurde es dankbar begrüßt , daß die

Schädlingsbekämpfung in Fluß gekommen sei . Die Rentabilitätdes Obstbaues habe in >den letzten Jahren durch die Schäd¬linge schwer gelitten . Die Mittel müßten im Lande gleich¬mäßig verteilt werden. Much in anderen Bezirken, nicht nuram See , komme dem Obstbau große Bedeutung zu.Der Vertreter der Gärtnerei Ball, empfahl für die Zukunftgrößere Berücksichtigung des Gartenbaues , dieses wichtigenFaktors für den 'Gemüsebau. Er beklagte, daß immer nochbedeutende Mengen' ausländischen Gemüses eingeführt werden .Gutsbesitzer Duffuer -Furtwangen erklärte , die für die Be¬
lange der Forstwirtschaft vorgesÄhenen 30 000 M . ständen inkeinem Verhältnis zu 'den Ausgaben. Er richtete an die Re¬
gierung die Bitte, von- sich aus die Durchführung von Unter¬
vichtskursen über Waldbau , Waldnutzung usw . in die Wege zuleiten .

Es folgt die Abstimmung über die vorldegendeu Anträge .Annahme fand -der Wunsch , man möge versuchen, aus Reichs-etatmittein 3000 M . zur Förderung der Grünlandwirtschaft
zu erhalten , und wenn dies nicht erreicht werden sollte, ausKammermitteln genannten Betrag zur Verfügung zu stellen.
Angenommen wurde ferner ein Antrag aus vorübergehendeSperrung der Einfuhr von Frttschweinen.

Daraus genehmigte ine Vollversammlung einstimmig denordentlichen Voranschlag.
Zum außerordentlichen Etat stellt Direktor Füller für die

Lamdbaugvuppeden Antrag , die Betviebszuschüffeum 20 000 M .zu streichen . Die BersuchS - und Lehrgüter müßten sich selbsterhalten und die Sonderumlage wenigstens etwas gesenkt wer¬den. Diesem Anträge wurde von verschiedenen Rednern imInteresse der Entwicklungsfähigkeit der Betriebe entschiedenwidersprochen.
Dabei entspannen sich Auseinandersetzungen zwischen Ge¬neraldirektor Ängeuhrister vom Bauernverein , und dem Präfi -denen Gebhard über die unter Landbundsührung von derKammer getroffenen Maßnahmen . Letzterer betonte , daß manmit der Forderung , die Umlage abzubaaen , keine Agitationtreiben wolle .
Der Baubundantvag wurde abgolehnt und der außerordent¬liche Voranschlag gegen 2 Stimmen bei einigen Stimment¬haltungen genehmigt, damit auch die Umlage von 22 Pf . zu¬züglich 10 Pf . Sondermnlage . Der Vorstand erhielt fernerdie Ermächtigung zur Anleiheaufnahme bis zum Höchstbetragvon 600 000 M.
Präsident Graf DouglaS versicherte , daß er alles tun werde,um die Sätze des Voranschlages ernzirhalten .Zugestimmt wurde schließlich einem Antrag , daß 1927/28

Grundstücke im Gesamtwerte von 200 000 M . gekauft und ver¬kauft werden dürfen .
Mit großem Jntereffe hört dann die Vollversammlung ein

Referat über
„Ausgaben und Ziele des Deutschen Landwirtschaftsratrs ",
gehalten von dem geschäftsführenden Vorstandsmitglied dieserörperschaft, Regierungsrat z. D . Kutscher . Er bezeichnet es

zufließen.
schließend das wirtfchaftspolitische Programm des Deutschen
Landwiftschaftsrates . Eine Befferung der deutschen Wirt¬
schaft könne mit Exportförderung allein nicht herbeigeführtwerden . Der Ausgleich der Handelsbilanz sei nur möglich,wenn wir die Einfuhr auf das Notwendige beschränken. DerRedner erinnert an die Denkschrift der D . L . vom Jahre1928 , worin der Schutz der landwirtschaftlichen Erzeugnisseals Vorbedingung deutscher Wirtschaft bezeichnet wird . DerRedner hält es für einen wirtschaftlich verhängnisvollen Be-
(chluß des Reichstages, die Wiedereinführung der landwirt-
chaftlichen Zölle von einer gesetzlichen Maßnahme abhängigzu machen. Der Entwicklung der Dinge mit Polen sehenwir mit schwerster Sorge entgegen. Wir müssen daran den¬ken daß gerade die Schweinehaltung noch der einzige rentable

Faktor in der Wirtschaft- des Kleinbauern darstellt . Nichts sei
unberechtigter , als der Vorwurf einer einseitigen landwirt¬
schaftlichen Wirtschaftspolitik. Wir wehren uns aber dagegen,daß Lebensinterefien der deutschen Landwirtschaft bei den
Handelsvertragsverhandlungen geopfert werden. Hat sich derLandwirt einmütig hinter den Weinbau gestellt und ist da¬
durch der erste Erfolg erzielt worden, so sollte er sich mit dop¬peltem Nachdruck auch hinter die Erhaltung der deutschenViehzucht stellen. Der Redner streift die Steuergesetzgebungund stellte fest, daß man mit der Bewertung einen gutenSchritt vorwärts gekommen sei . Als praktischer Siedlunas¬mann warnt er vor überstürzten Siedlungsmaßnahmen . Die
Landwirtschaftliche Zentralbank als maßgebendes Institut aufdem Gebiete des Kreditwesens fei weiter auszubauen mit denbeiden Zielpunkten : Siedlung und Landeskultur . Der Red¬
ner stellte fest, daß man ohne die kluge Leitung der Renten¬bank-Kreditanstalt noch nicht zu einem geringeren Zinsfußgekommen wäre . Das Ziel sei, eine Einheitsfront der deut¬
schen Landwirtschaft herzustellen.

Präsident Graf Dougkas dankt dem Redner und versichert,daß die Bad . Ländwirkschaftskammer geschloffen hinter demDeutschen Landwirtschastsrak und seiden Maßnahmen stehe(Beifall ).
!. ■^ *1: *

e? Aussprache gab Mitglied Schill vom BauernvereinErklärung ab , daß seine Gruppe im Deutschen Landwirt -fchaftsrat den Ausdruck des gemeinsamen Willens der gesam¬ten deutschen Landwirtschaft sehe, und daß er volles Vertrauengenieße.
Stadtrat Zoll beklagte , daß der Landarbeiterfrage , beson-

mern zusammenarbeiten kann.
Präsident Gebhard wies darauf hin, daß die Fülle von Ar¬beit des D . L. leider in der Öffentlichkeit viel zu wenig be¬kannt sei . Wir haben zu ihm uneingeschränktes Vertrauen .Der Landarbeiter habe zwar noch nicht die Stellung des In -dustriearbeiters errungen ; aber auch feint Menschenrechtesollen gewahrt werden.
Arbeitnehmervertreter Strobel unterstrich zu einem großenTeil die Ausführungen des Referenten und setzt sich gleich¬falls für ein einträchtiges Zusammenarbeiten aller Faktorenein . Der heutige Zinsfuß sei für die Landwirtschaft uniragfwft.Dr. Mattes ist mit dem Vortrag völlig einverstanden. Leider

stehe die Landwirtschaft in bezug auf die Rationalität an letz¬ter Stelle . Es fehle die gesicherte Grundlage , wie sie nur eineReform des Erbrechtes und damit der Besitzverteilung schaffenkann.
Nach dem Schlußwort des Referenten begrüßte der Präsi¬dent den inzwischen im Saale erschienenen Minister des In¬nern , Remmele .
Generaldirektor Or. Aengenheister, Frriburg , nahm daraufdas Wort zu seinem Vortrag über

Landwirtschaftliche Siedlung .
Der Siedlungsgedanke an sich ist schon alt . Es hat Zeiten ge¬geben, wo Siedlung von den einen als Fluch gedeutet, vonden anderen als ein Segen gehalten wurde. Die Bauernscheuen sich keineswegs vor der Ansiedlung. Aber so leichtgeht es nicht. Der Redner erinnert an die kulturellen Ge¬fahren , die die Auswanderung und nicht minder die Innen -siedlung für ein geistig hochstehendes Volk wie das deutschein sich bergen , um dann die Möglichkeiten der deutschen Sied¬lungen im deutschen Osten zu erörtern . Alle damit zusam¬menhängenden Kragen sollten in einer Siedlungsstelle zusam¬mengefaßt werden , die die Interessen der badischen Landes -kinder wahre . Ohne die Bereitstellung staatlicher Gelder kanndie Siedlung nicht durchgeführt werden. Von dieser Erkennt ,nis mutz deshalb auch die kommende Debatte im Landtag ge-tragen sein . Neben Übersee - und Jnnenstedlung denkt derRedner noch an die sog. Daheimsiedlung, worunter er dieEnt - und Bewäfferung usw. versteht. Der Vortrag gipfelt indem Antrag , dahin zu wirken, daß 1 . die Beratungsstelle derBad . Landwirtschaftskammer offizielle Auskunftsstelle derBerliner Zentrale für Auswanderungswesen anerkannt undMittel gewährt werden, um an Ort und Stelle die über¬

seeischen Verhältnisse prüfen zu können ; 2 . die RegierungMittel zur Verfügung stellt , zu einer Jnsormationsfahrt nachdem Osten und eine Siedlungsstellr geschaffen ysird zumZwecke der Finanzierung siedlungslustiger badischer Landes -kinder ; 3. die Kultivierungsarbeiten im Lande selbst in grö¬ßerem Umfange und beschleunigt durchgeführt werden (Bei¬fall ) .
Zur Sache sprachen unter Betonung der Hemmnisse dieMitglieder Schill (Bauernverein ) und Direktor Füller (Land¬bund ) .
Dann griff der

Innenminister Or. Remmele
ein, um folgendes auszuführen : Selbst, wenn wir die Mittelfür 200—300 Bauernsiedlungen bereitstellten, kämen wirüber die sonstigen berghohen Schwierigkeite« von heute aufmorgen nicht hinweg . Die Frage wird sehr vom Standpunktdes Gefühls aus behandelt . Man hat auf die Differenzenzwischen Preußen 'und dem Reiche hingewiesen. Es bestehtdie Befürchtung , daß eine allzusehr forcierte Siedlung imOsten wirtschaftlich nicht tragbar sein könnte . Der Weg, au »der Hauszinssteuer Mittel für die Ansiedlung in Ostpreußenflüssig zu machen, ist für Baden nicht gangbar . Die Sachlageliegt so . daß die Förderung der Angelegenheit nur über dieSelbstverwaltungskörper im Benehmen mit den Siedlungs¬gesellschaften im Osten betrieben werden kann. Zum anderngilt es, den Bereitschaftswillen im Lande vorzubereiten , Mittelflüssig zu machen. Die Hilfsstelle kann nicht innerhalb desMinisteriums .liegen . Gemessen an der Zahl der Auswan¬derer und dem vorliegenden Bedürfnis wird das praktischeErgebnis unserer Bemühungen zunächst ein außerordentlichkleines fein . Wir können nicht im Sturmschritt einen großendauernden Erfolg der Ostsiedlung erzielen. Dazu wird eSjahrelanger Erfahrungen bedürfen. Lasten wir uns in diesemFall mehr von dem Verstand als von dem Gefühl leiten (Zu¬stimmung ).

Die Anträge des Berichterstatters wurden nach einem kur¬zen Schlußwort einstimmig angenommen.
Präsident Gebhard , Eppingen, äußert fich schließlich über die

Durchführung des auf der Grundlage des Ertragswertes auf¬gebauten
Reichsbewertungsgesetzes.

Es ist dies keine leichte Aufgabe, zumal der Grundsatz gleich¬mäßiger Bewertung in allen Teilen des Reiches unbedingtbeachtet werden muß . Die Klage» über unterschiedliche Be¬
wertung beweisen, daß Bestimmungen und Sinn des Gesetzesnicht hinreichend bekannt sind. Das Prinzip der Veranlagungnach dem Ertragswert bedeutet bei der außerordentlichen
Steuerbelastung der Landwirtschaft einen erfreulichen Fort¬schritt . Der weitere Teil des Referats enthielt Fingerzeigefür das Vorgehen der Grundwertausschüsse. Leider fehltenin Baden die für eine richtige Bewertung erforderlichen Un¬
terlagen . Hier müßten deshalb möglichst viele Vergleichs¬betriebe erfaßt werden . Die Badische Landwirtschaftskammerempfiehlt ferner , das Land Baden als ein einheitliches Wirt¬
schaftsgebiet anzusehen . Mit aller Sorgfalt und Beschleuni¬
gung müfie die Nachprüfung der badischen Einheitswerte unter
Zuziehung der orts - und sachkiindigen Bauern erfolgen. Der
Referent stellt einen dahingehenden Antrag.

Slaatsrat Weißhaupt führt Fälle an , wo eine Höherbewer¬
tung bis 100 Proz . statisand . Die Beschwerden seien darum
berechtigt.

Dr* Mattes berührt die Sachlage im seekreis , wo vor allen
Dingen eine Korrektur eintreten müsse . Der Redner kam aufdie Steuerfrage überhaupt zu sprechen und stellte den An¬
trag , die Kammer solle die Senkung der Grund - und Ge-
Werbesteuer verlangen .

Dieser , wie auch der Antrag Gebhard, wurden einstimmig
angenommen .

Am Schluß der Sitzung hob Präsident Wachs die Erfolgeder Kammer unter Führung des Grafen Douglas hervor . Er
stellte ferner den harmonischen Verlauf der Tagung fest, der
gleichfalls ein Verdienst deS Präsidenten sei . Hierfür sage
ihm die Vollversammlung herzlichen Dank (Lebhafte Zustim-
muna ) .

Präsident Or. Graf Douglas erwiderte mit der Versicherung,daß er von dem Gang der Verhandlungen außerordentlich be¬
friedigt sei . Mit Worten des Dankes und der Anerkennung
für me Beamtenschaft , schloß der Präsident nach mehr als
ftebenstündiger Tarier gegen ft4 Uhr die Sitzung und damit
diese Tagung .



Das Erholttagsheim Attrraberg itt B .-Baden
wird am 1 . April 1927 wieder eröffnet .

Das Badnerland auf de» Leipziger Messe
Fm Skchmen der Leipziger Messe veransdalteton die deut¬

schen Rersegebiete eine MusterwuSstellung für moderne Ber -
kehrSprop«k»rnda . Das Badneviand beteäügte sich ebenfalls
an dieser SondevauSsteltung . Zehn badische Städte und Kur¬
orte hatten eine Übersicht über ihr Werbematevial zur Ber -
fÜMng gestellt. Reben künstlevischen Darstellungen , wie
Aquarellen und Go»räl>dc-n> wiesen photographische Aufnah¬
men ' und Werbeschriften auf die Vorzüge der badischen Heimat
hin . Die Reichsbahndivektion Karlsruhe war auf der Aus¬
stellung mit dem He-imatfilm „Vom Rhein über den Schwarz -
jwald zum Bodensee" vertreten .

Lohnverhattdluttgett i» de» Uhrenindustrie
Die durch die Kündigung des Lohnabkommens in der

Uhrenindustrie notwendig gewordenen Verhandlungen finden
am Dienstag , den 29 . März im Rathaussaale zu Donau -
eschingen statt .

GeSfernversorgung von Lahr . Wie verlautet , beabsichtigt
das Städtische Gaswerk Lahr , die Gemeinden DinAingem,
FriesioicheMn, Metershetm , S « ü « ch, Reichenbachund Kuhbach
mit GaS zu versorgen. Die bereits in Ausarbeitung bestnd-
lichen Kostenanschläge und Plane werden den betreffenden
Gemeinden demnächst zur Beratung gugehen.

Wetternachrichtenbienst der Bad . Landeswetterwarte Karls¬
ruhe . Baden hatte gestern tagsüber noch ziemlich heiteres
und warmes Wetter . Die Temperaturen lagen in der
Rheinebene etwa 9 Grad über dem Rormalwert . Als Höchst¬
temperatur wurden 19 Grad erreicht. Nachts zog ein Tief¬
druckausläufer der großen atlantischen Zyklone über unS
hinweg und brachte Bewölkung mit leichtem Regen und Ab¬
kühlung . Die Äegenfälle dauerten bis in die heuttgen
Morgenstunden . Unsere Witterung wird weiterhin von dem
atlantischen Tiefdruckgebiet beherrscht. Wir behalten daher
unbeständiges , zu Regen neigendes und kühles Wetter . Bor -
ausstchttuhe Witterung für 25 . März : fortdauernd unbestän¬
dig und kühl mit zeitweiligen Regenfällen .

Gememde-IKundsLbsu
27 Jahre Bürgermeister . Bürgermeister Haut , der seit

L7 Jahren das Amt als Ortsoberha -upt in Hambrücken (Amt
Bruchsal ) versieht, tvttt pt 1 . Mai von seinem Posten zurück .

Die Pforzheimer Stadtratswahl . Die Klage der sozialdem.
Partei gegen die abweisende Entscheidung des Landeskom-
mtssars in »Sachen >der Anfechtung -der Stadtvatswahl in
Pforzheim ist vom Wevwattungsgericht angewiesen worden .
Damit ist die Gültigkett der am 3 . Dez . 1926 erfolgten Stadt -
ratstrahl rechtskräftig.

Vertrag zwischen Reichsfiskus «ud der Stadt Rastatt . Dem
Bürgerausschutz Rastatt liegt ein Vertrag zwischen dem
Reichsfiskus und der Stadt Rastatt zur Genehmigung vor be¬
treffend Erwerb von reichseigenen Grundstücken. Es sollda -
für tauschweise städtisches Gelände abgegeben werden . Man
will so Gelegenheit für Notstandsarbeiten schaffen und Raum
für die Stadterweiterung gewinnen . Weiter wird der. Bürger¬
ausschutz über die Erstellung von 42 Ein - und Zweizimmer¬
wohnungen durch die Handwerker-Baugenossenschaft Rastatt
zu beschließen haben .

Rechenschaftsbericht der Stadt Offenburg . Die Stadt Offen¬
burg legt ihren Rechenschaftsbericht für das Jahr 1925 , abge¬
schlossen auf den 31. März 1926 . vor. DaS Reinvermügen
betragt 13 642 840 M . und hat sich um 542 761 M . vermehrt .
Daran sind beteiligt die städtischen Gebäude mit 309000 M.
und Kapitalforderungen mit 681000 M . Die Kapitalschulden
haben sich um 649 000 M . vermehrt .

Der Boranschla« der Stadtgemetnde Zell a . H. für 1926/27
ergibt bei Einnahmen in Höhe von 171560 M . und Ausgaben
in Höhe von 204 560 M . einen Fehlbetrag von rund 33 000 M.
Dieser soll durch einen Umlagesatz von 0,60 M . gedeckt werden.
Der Büktzerausschutz wird gleichzeitig bei der Genehmigung
des Voranschlags zur Vollendung des Wohnungsneubaues im
Gewann Schulzenmatt ein Baudarlehen von 37 000 M . bewil¬
ligen müffen , ferner für gleiche Zwecke ein weiteres Darlehen
von 10 000 M.

Neues Bvlksschulgebäude in Singen . Die Überlastung der
Schulräume , insbesondere die des Hauptvolksschulgebändes,
hat dazu geführt , >daß man sich in Singen a . H . mit »dem
Neubau eines Volksschnlhauses beschäftigt, das in der Süd¬
stadt ausgestellt werden soll . Aus diesem Stadtteil ' kommen
allein 400 Kinder zum Schulbesuch. Da die Stadt Sergen
zur Zeit durch den Neubau des Krankenhauses stark belastet
ist, wird «die Durchführung des neuen SchulhausbaueS erneute
hohe Anforderungen an die städtischen Finanzen stellen.

Brurze « acbricbten aus Baden
DZ . Denzlingen , 23 . März . Am unteren Rande der Reb¬

berge enüang wird im Glottertal zur Zeit ein Fußweg an¬
gelegt. Er beginnt am Glotterbad und wird am Eichberg,
Schlotzberg und an der Glatter hin nach Denzlingen führen .Der neue Pfad wird den Wanderern besonders den abend¬
lichen Heimweg zur Bahn erleichtern , auch als Heimweg vom
Kandel ist der neue Weg zu empfehlen.

DZ . Maximiliansau , 24 . März . In einem Nebengebäudeder Llnoleumfabrik MaximilanSau brach heute früh 5 Uhrim Dachstuhl ein Brand aus , der durch die Fabrikfeuerwehrin kurzer Zeit gelöscht werden konnte. Der Sachschaden istunbedeutend , der Betrieb erleidet keine Unterbrechung.

Dandel und Mirtscbatt
' 2t . Mär, W . MÄ,

» KUf Srik Srttf
Amsterdam 100 G. 168.43 168 .85 168 .43 168 .85
Kopenhagen 100 Kr. 11227 112 .55 112,26 112 .54
Italien . . 10Q L. 19 .375 19 .215 19.43 19.47
London . . l Pfd . 20 .438 20.490 20.435 20.487
Newhork . . 1 D. 4.2085 4.2185 4.2085 4.2185
Pari » 100 Fr . 16.485 16.525 16 .485 16 .525
Schweiz . 100 Fr . 80 .935 81 .135 80 .93 81.13
Wien . . Schilling 59.21 59 .35 59.21 59 .35
Prag 100 Kr. 100 12.495 12.499 12.46 12 .50

Darmstädter und Rationalbank , Berlin . Der AuffichtSrathat beschlossen, der Generalversammlung vorzuschlagen, von
dem sich ergebenden Reingewinn von 20 957 952 RM . eine
Dividende von 12 Proz . (B. 10 Proz .) zu verteilen . Dem
PenftonSfond für die Beamten eine Million Reichsmark,einer besonderen Reserve 10 Millionen RM . zuzuführen und2 277 952 RM . auf neue Rechnung vorzutragen .

Staatsanzeiger
Bekanntmachung

Apotheke in Plankstadt .Dem Apotheker Adolf Kiesecker in Königshofen wurde die
persönliche Berechtigung zum Betriebe der Apotheke in
Plankstadt verliehen .

Karlsruhe , den 21 . März 1927 .
Der Minister des Innern

Remmele

Disziplinarhof für die Mitglied «»
des KreiSrats und der AuSfchüffe und
für die Krrisbeamten .

I . Gemäß 8 42 Absatz 3 und 54 Absatz 3 der Kreiord -
nung vom 19. Juni 1923 (Gesetz , und Verordnungsblatt
Seite 249) werden mit Wirkung vom Heutigen auf die
Dauer von vier Jahren zu Mitgliedern des beim Verwal¬
tungsgerichtshof in Karlsruhe gebildeten Disziplinarhofs und
zu rhren Stellvertretern ernannt :

») Al» Mitglieder des Disziplinarhofs für die Mitglieder
des Kreisrats und der Ausschüsse (8 25 und 39

KreiSordnung ) :
1. Oberlandesgerichtsrat Stritt in Karlsruhe ,
2. Oberbürgermeister Di». Meister in Bruchsal,
8. Parteisekretär Oskar Trinks in Karlsruhe .

Als Stellvertreter :
1 . Für Oberlandesgerichtsrat Stritt :

Rechtsanwalt Wilhelm Frey in Karlsruhe ,
Landgerichtsrat a . D . l)r. Engelhard in Heidelberg»
Direktor Lintz in Mannheim .

2. Für Oberbürgermeister Dr. Meister :
Bürgermeister Götzmann in Rastatt ,
Amtsgerichtsdirektor Moll in Mannheim ,
Baumeister Karl Hofmann in Freiburg .

8. Für Parteisekretär Trinks :
Finanzrat Ottmär Eitel in Oberkirch,
Bürgermeister .Schneider in Gaggenau ,
Technischer Angestellter Wunder in Baden ,

b ) AlS Mitglieder des Disziplinarhofs für KreiSbeamter
1. Verwaltungsdirektor Sahr in Baden,
2. Kreisökonomierat Geitz in Durlach ,
8. Oberpfleger Friedmann bei der Kreispflegoanstalt Hub.

Als Stellvertreter :
1 . Für Verwaltungsdirektor Sahr :

Verwaltungsdirektor Weinspach in Karlsruhe ,
Wirtschaftsoberinspektor Kopp bei der Kreispflege¬

anstalt Hub,
Kreishausverwalter Stengele bei der Kreispflege¬

anstalt Hub.
2. Für Kreisökonomierat Geiß :

Anstaltsdirektor Or. Gehrke bei der KreiSpflegeanstalk
Hub.

Kreiskassier Maag in Heidelberg,
Kreisfürsorgerin Krautzmann in Karlsruhe .

3. Für Oberpfleger Friedmann :
Kreisverwaltungsoberinspektor Bangert in Offenburg ,
Kreisfinanzinspektor Krauth in Weinheim,Oberin Maurach bei der Kreispflegeanstalt Hub.

Die unter a) genannten Stellvertreter sind zugleich allge¬
meine Stellvertreter für sämtliche Mitglieder des Difzipli -
narhofeS, die aus dieser Gruppe bestellt sind .

Für die unter b ) angeführten Stellvertreter gilt das
Gleiche hinsichtlich sämtlicher Mitglieder des Disziplin « ,
hostr aus der Gruppe der Kreisbeamten .

Karlsruhe , den 21 . März 1927 .
Der Minister des Innern

_ Remmele _

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzungen usw

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Kultus

und Unterrichts
Ernannt :

Maschinist Konrad Sick am Lehrerseminar Heidelberg zum
Obermaschinisten daselbst .

Planmäßig angestellt :
Der außerplanmäßige Maschinist Georg Götzendörfer aa

der Universität Freiburg .

^»uttttttttittttttttttttttttttttttttnmtttttt:
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Badische Lichtspiele
KONZERTHAUS

Samstag f 26 . bis Mittwoch ) 30 . Min 1927
Jeweils abends 8 Uhr

Samstag und Mittwoch auch 4 Uhr nachmittags
Sonntag , 27 . März , iru r 4 Uhr nachmittags

Erstaufführung

Der schwarze Zyklon
Der Roman eines wilden Pferdes
in den mexikanischen Steppen.

Im Beiprogramm i

Reichsschiff „ Barba
Bau u. erste Ausfahrt des größten
Flcttner - Rotor - Schiffes -

u

Musikbegleitung .
Preise : M . 0.60, 0.80, 1 .—, 1 .30, 1 .60, 1 .80

Studierende, Schüler und Erwerbslose gegen Ausweis halbe Preise
Vorverkauf : Musikhaus Fritz Maller , Kaiserstr.
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Verdingung .

Die Gemeinde Diel¬
heim. Amt Wiesloch, ver¬
gibt im öffentlichen Ange-
botSverfahrcu die Leistun¬
gen und Lieferungen zur
Ausführung der Wasser¬
versorgungsanlage , beste¬
hend in : K .158

5500 m Haupt lei tu ngen,
80—150 nun Durchmesser,

3000 m Hauszuleitun¬
gen, 40 m,m Durchmesser.

Angebotsvordrucke sind
ab Freitag , den 25. d. M .,beim Kulturbauamt Hei¬
delberg. Treitschkestr. 6,
gegen Voreinsendung des
Betrages von 2 .— RM .
erhälttich . Pläne und Be.
dingunaen liegen daselbst
während der üblichen

Dienststunden zur Einsicht
auf .

Angebote find bi» zum
Offnungstermin , Diens¬
tag, den 5 . April 1927,
vormittag » 10 Uhr, ver¬
schlossen mit Aufschrift:
„Wasserversorgung Diel -

heim"
be»m . Bürgermeisteramt
Dielheim einzureiche» .Bad. Kuttnrhauamt.

Die neue
badische

Verfassung
(Wortlaut des Gesetzes)

Geheftet Mk . 0.30 In Amschlag Mk . 0.40

Levee badisibe Siaatsbüegee
ttmft diese Ausgabe besitzen

Bezug durch alle Buchhandlungen und den

Verlag G . Braun
^ aviSvnbe (Baden)

MgemeWk-Me.
In der Stadtgemeiudr Tiengeü ist die Stelle

des

neu zu besetzen . EL39
Besoldung erfolgt nach Gruppe X —XI .
Bewerbungen mit Lebenslauf , Zeugnissen und

Lichtbild wollen bis 10 . April 1927 beim Ge-
meinderat eingerekcht werden .

Tiengen , den 23 . März 1937 .
Der Gemeintzerat.

Die Gemeinde Dur-
merStzeim vergibt im öf-
enttichen Angebotsverfah¬

ren die Herstellung von
rund 2050 m, Hauptrohr¬
leitung und von 1- 50 m
HauSzuleitungen . Ange¬
bote, die verschlösse« und
mit der Aufschrift ^ Was¬

serleitung "
versehen sein

müffen , sind spätestens bis
Donnerstag , den 7. April
1927 , vormittags 9 Uhr,
auf dem Rathaus in Dur¬
mersheim einzureichen.

Die Angebotsunterlagen
können gegen Erstattung
der Kosten von 1 RM .
vom Bürgermeisteramt
Durmersheim bezogen
werden , wo auch der Plan
und die Bedingungen zur
Einsicht aufliegen . K.155

Bad . Kulturbauamt
Karlsruhe .

des staatl . Forstamts Ba
den, freihändig , aus den
Distr . I—HI etwa 1950
fm aller Klaffen in meh¬
reren Losen . Angebote
bis spätestens Donners¬
tag, den 31. März 1927»
vormittags 11.

Losauszüge und nähere
Auskunft durch daS Forst¬
amt , Schloßkellerstr. Nr . 2,
Telephon 1005 . « .150

Bei der Stadtgemeind «
Stockach ist alsbald eine

zu besetzen . Besoldung
nach Gruppe HI und IV
mit späterer Aufrückungs»
möglrchikeit nach Gruppe
V der staatl . Besoldungs¬
ordnung . In Betracht
kommen nur Bewerber
mit erfolgreichem Besuch
der staatlichen Polizei ,
schule oder welche eine
vom Ministerium des In¬
nern festgesetzte Mindest¬
dienstzeit in der staat¬
lichen OÄmungspolizei
oder bei der Gendarmerie
zurückgelegt haben. Be¬
werbungen mit Lebens¬
lauf und Zeugnissen sind
bis 31 . März d. I . einzu»
reichen.

Stockach (Baden ),
den 22 . März 1927.

Der Bürgermeister :
Lang . « .238

MerrMsreM«.
Weinheim. « .152

Güterrechtsregisterein »
trag Bd. IS . 482 : Speng¬
ler, Philipp VIII ., Eisen,
dreher in Laudenbach, und
Katharina geb . Rettig .
Vertrag vom 16. März
1927 . Gütertrennung .
21 . 3. 27.

Amtsgericht Weinheim.

SS
Freitag , 25 . März 1927
*G 21 (nicht Freitagmiete )

Th .-Gem . I . S .-Gr .

von d'Albert
Musikalische Leitung :

Dr . Heinz Knöll
In Szene gesetzt von

Otto Krauß
Sebastians
Tommaso
Moruccio
Martha
Pepa
Antonia
Rosalia
Nuri
Pedw
Nando
Knecht
Anfang8

Vogel
Land«

Lös«
Blätterman «

Gilb«
Bruttel
Wanka

Wied
Strack

®iegfrteb
Grötzing«
Ende 10 ' /,

I . Sperrfitz M . 7 .-
Sa . 26. März Die Welt,

in der man sich lengweilt

■ -MH
Hl i MutIViBkiBtta

« Mannheim

Druck (Sk Braun , Karlsruhe
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